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Die Zuwanderung in die Schweiz ist anhaltend hoch. Das Bild zeigt die Bahnhofstrasse in Zürich.
Bild: Walter Bieri/Keystone

Von Mega auf Giga: Bund gibt Millionen für Internet aus
Der Bundesrat will über ein FörderprogrammallenHaushalten den Zugang zu schnellem Internet ermöglichen

AnnaWanner

Das Land soll gegenüber der
StadtunddenAgglomerationen
nichtweiter abgehängtwerden.
Der Bundesrat will darum allen
Haushalten einen schnellen
Internetzugang verschaffen.

Konkret steckt der Bundes-
rat das Ziel, dass die Bevölke-
rung auch im Alpenchalet oder
aufdemabgelegenenBauernhof
ein sehr schnelles Internetmit 1
Gigabit pro Sekunde nutzen
kann.ZumVergleich: ImSchnitt
ist das Internet indenSchweizer
Haushalten heute mehr als
zehnmal langsamer – bei 80

Megabit proSekunde.Dazu sol-
len nun fast alle Wohnungen
und Häuser ans Glasfasernetz
angeschlossenwerden.

Und das kostet. Bundesrat
Albert Rösti will über ein För-
derprogrammbis zu 365Millio-
nen Franken in sieben Jahren
ausgeben.DasGeldsoll ausdem
Gebührentopf der Mobilfunk-
konzessionen kommen. Weiter
müsstendiebetroffenenKanto-
ne fürdenAusbaunochmals 365
Millionen Franken aufbringen.
Insgesamt zahlt der Staat so bis
zu 730Millionen Franken.

Zwar gibt es gemäss ersten
Plänen die Fördergelder nur

dann, wenn ein rentabler Aus-
baunichtmöglich ist.Dasheisst:
Wenn die Kosten für dieMobil-
funkbetreiber zu hoch sind.
DochdemBerner Infrastruktur-
minister ist es eingrossesAnlie-
gen,denAusbau inabgelegenen
und strukturschwachen Gebie-
ten voranzutreiben.

Rösti sagt amFreitagvorden
Medien: «UnsereGrundversor-
gung ist im internationalenVer-
gleichausgezeichnet.BeimAus-
bau der Glasfaser befinden wir
uns hingegen immittlerenHin-
terfeld, insbesondere im ländli-
chen Gebiet.» Vor allem wenn
dereinst das Kupfernetz ausser

Betriebgenommenwird, beste-
he die Gefahr für die ländliche
Bevölkerung, abgehängt zuwer-
den. «Das würde einen Graben
zwischen Stadt und Land auf-
tun.»

100’000Haushalte
bleibenohneGlasfaser
Dass jeder Haushalt ans Glas-
fasernetz angeschlossen wer-
den kann, ist allerdings illuso-
risch. Vom Förderprogramm
würden gut 650’000 Häuser
und Wohnungen in etwa 700
Gemeinden profitieren,wie der
Bundesrat schätzt. 3 Prozent
der Haushalte bleiben aller-

dings ohne Glasfaser, gerade
stark abgelegene Höfe. Rösti
sagt, der Aufwand, überall eine
Leitung zu ziehen, sei schlicht
zu hoch. «Die Kurve für die
Kosten proHaushalt steigt sehr
steil an.» Der Anschluss der
letzten 3 Prozent hätte dieAus-
gaben des Bundes nochmals
verdoppelt.

Leer ausgehen muss aller-
dingsniemand:Dort,wodieEr-
schliessung unvernünftig teuer
wird, sollen die Menschen per
Funk eine gute Internetverbin-
dungen erhalten – sofern der
Bau neuerAntennen keine Pro-
teste auslöst.

Bundesrat Albert Rösti will, dass
alle schnelles Internet haben.
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Zuzüger zahlen drei Prozent auf den Lohn
Mit harterMassnahme gegen hohe Zuwanderungwill FDP andere Parteien überzeugen – zur Abwehr der 10-Millionen-Initiative der SVP.

Francesco Benini

Im Bundesparlament kursiert
einneuerVorschlag,wiedieZu-
wanderung indie Schweiz redu-
ziert werden kann. Der Plan
sieht einschneidendeMassnah-
men vor. Und er würde wahr-
scheinlichdazu führen, dassdie
EU-Kommission ein Verfahren
gegen die Schweiz einleitet.

Die FDP, die Mitte und die
Grünliberalen sind sicheinig:Es
braucht einen direkten Gegen-
vorschlag gegen die 10-Millio-
nen-Initiative der SVP. Das
Volksbegehrengilt als aussichts-
reich. Und die SVP gewinnt in
kantonalenWahlenweiterWäh-
leranteilehinzu,weil dasThema
Migration die Stimmbevölke-
rung an dieUrnen bringt.

Eine Annahme der SVP-Ini-
tiativekönntedazu führen, dass
die Zuwanderung von Arbeits-
kräften aus der EU von einem
Tag auf den anderen drastisch
reduziertwird.Unddiebilatera-
lenVerträge zwischenBernund
Brüssel könnten dahinfallen.

Vorbild istdieAbgabeder
dienstuntauglichenMänner
FDP-Nationalrat undUnterneh-
merSimonMichel versuchtnun,
die Sozialdemokrateneinzubin-
den. Die Allianz gegen die
10-Millionen-Initiative soll
möglichst breit sein. Das über-
arbeiteteKonzeptMichels sieht
eineEinwanderungsgebührvor:
Wer indieSchweiz zieht, soll für
die Dauer von elf Jahren eine
AbgabevondreiProzent aufdas
Einkommen entrichten. Eine
rückwirkende Anwendung ist
ausgeschlossen.

Die Massnahme könnte
wirksam werden, wenn die Be-
völkerung inder Schweiz auf9,5
MillionenMenschenangewach-
sen ist. Dieser Schwellenwert
spielt auch inderVolksinitiative
der SVP eine Rolle.

Mit der Abgabe würde pro
Jahr ein Ertrag in der Höhe von
rundeinerMilliardeFrankener-
zielt – je nach Entwicklung der
Migration. Das Geld soll umge-
hend wieder an die Schweizer
Bevölkerung zurückfliessen,
zum Beispiel mit Beiträgen an
die Verbilligung der Kranken-
kassenprämien.

Vorbild für das Modell ist
dieWehrpflichtersatz-Abgabe:
SchweizerMänner zwischen 19
und 37, die keinenMilitärdienst
leisten, haben eine Abgabe in
derHöhevondrei Prozent ihres
Einkommens zu bezahlen.

Wie reagiert die SP auf die-
senVorschlag?«KeinKommen-
tar»,meintCo-PräsidentCédric
Wermuth. Die Sozialdemokra-
ten sind noch daran, ihre Posi-
tion zu festigen. Stimmt die SP
zu, wäre das ein grosser Schritt
für die Partei. Bisher rüttelte sie
nicht an der freien Zuwande-
rungausdenLändernderEuro-
päischenUnion – vorausgesetzt,
der Lohnschutz ist garantiert.

Die Zuwanderung in die
Schweiz ist aberanhaltendhoch.
Seit 2022 kommen viel mehr
Menschen ins Land als in den
sechs Jahren zuvor. Die Wirt-
schaft ist auf Arbeitskräfte aus
dem Ausland angewiesen. Jetzt
wird jedoch der Wohnraum
knapp, und die Schweiz tut sich
zunehmend schwer, die Infra-
struktur anzupassen. Das The-
maZuwanderungwird inderEr-
hebung des Sorgenbarometers
wieder viel häufiger genannt als
in vergangenen Jahren.

DerBundesratwill trotzdem
keinen Gegenvorschlag zur
10-Millionen-Initiative der SVP
präsentieren. JustizministerBeat

Jans (SP) arbeitet stattdessen an
Begleitmassnahmen: Die Asyl-
verfahrensollenschnellerdurch-
geführtwerden.UnddieFrauen
von Expats sollen vermehrt
arbeiten. In der FDP, der Mitte
und der GLP bezweifeln viele,
dass sichdieStimmberechtigten
in genügendgrosserZahl davon
beeindrucken lassen.

AuchdieSchutzklausel,wel-
che die EU-Kommission dem
Bundesrat zugestanden hat – ist
sie mehr als eine Beruhigungs-
pille? Kann Bern die Klausel im
neuenVertragspaketwirklich zu
einer Reduktion der Zuwande-
rung einsetzen? Viele Politiker
sind skeptisch.

Sie finden, dass es eine griffige
Massnahme brauche – wie die
Einwanderungsgebühr. FDP-
Präsident Thierry Burkart be-
tont, dass die «Kündigungsini-
tiative» der SVP extrem schäd-
lich wäre für die Schweiz.
Darum sei es gut, dass sich nun
auch andere Parteien als die
FDP mit der Problematik be-
fassten.

Die FDP unterstütze eine
Zuwanderungsabgabe,wennsie
eine reine Lenkungsabgabe sei
und der Bevölkerung zurück-
erstattet werde. «Wichtig ist,
dass tatsächlich ein Lenkungs-
effekt in Bezug auf die Zuwan-
derung eintritt und die Mass-
nahme der Schweizer Bevölke-
rung unter dem Strich nützt»,
erklärtBurkart.Kleineundmitt-
lere Unternehmen und andere
Betriebe, die dringend nach
Arbeitskräften suchten, dürften
nicht bestraft werden.

MöglichenKonfliktmit
derEU inKaufnehmen
Was sagt der FDP-Präsident
dazu, dass die EU mit Sanktio-
nengegendieSchweiz reagieren
könnte? «Das ist von unterge-
ordneterBedeutung.Wirdürfen
unsnicht invorauseilendemGe-
horsam üben.» Entscheidend
sei,wasder SchweizerBevölke-
rung diene.

Burkart ist daauf einerLinie
mit Mitte-Präsident Gerhard
Pfister. Dieser plädiert dafür,
dass ein Land bei übermässig

hoherZuwanderungvorüberge-
hend Einschränkungen verfü-
gen kann – auch wenn dies
gegendasPrinzipderPersonen-
freizügigkeit verstösst.

Was hält SVP-Präsident
MarcelDettlingvommöglichen
Gegenvorschlag zur Initiative
seiner Partei? «Das Problem
wird mit einer Einwanderungs-
gebühr nicht behoben», sagt er.
DerDichtestress auf Strasseund
Schiene, derdieLeuteplage, die
Wohnungsknappheit – sie näh-
mennurab,wenndieZuwande-
rung effektiv sinke. «Ansetzen
mussman vor allem imAsylbe-
reich und beim ungebremsten
Stellenwachstum, denwir beim
Staat sehen.»

AuchdieReaktionderPräsi-
dentinderGrünen,LisaMazzo-
ne, fällt ablehnend aus – wenn
auch aus einem ganz anderen
Grund. Sie verweist auf den
Arbeitskräftemangel in der
Schweiz, gerade in den Spitä-
lern, auf dem Bau und auch in
der Informatikbranche.Wasdie
FDP vorschlage, das sei ein
«kontraproduktivesBürokratie-
monster». Die FDP solle die
Initiative der SVP bekämpfen,
statt die SVP zu imitieren.

Es wird sich bald zeigen, ob
sich eineMehrheit des Bundes-
parlaments auf einenGegenvor-
schlag zur 10-Millionen-Initiati-
ve einigt. Die Einsicht wächst,
dass ein Vorschlag ohne harte
Bestimmungen keinen Sinn
ergibt.

Zuwanderung in die Schweiz
Wanderungssaldo
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